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Akzeptanz des

Sozialstaats sichern

Nachfolger des 1919 gegründeten,
V O N J Ö R G A L T H A M M E R

Aktuell überschlagen sich alle politischen
Parteien mit sozialpolitischen Reformvor-
schlägen. Das ist im Wahlkampf nichts
Ungewöhnliches. Und vieles von dem, was
heute angekündigt wird, wird wie üblich
den Wahltag nicht überstehen. Aber die
sozialpolitischen Erwartungshaltungen, die
derzeit geweckt werden, fallen selbst für
Wahlkampfzeiten überraschend hoch aus.
So verspricht die Politik, das Rentenniveau
trotz des demografischen Wandels zu sta-
bilisieren, die Lebensarbeitszeit nicht wei-
ter anzuheben, Pflegebedürftige und ihre
Familien zu entlasten und dabei die Bei-
tragsbelastung der Versicherten konstant
zu halten. Das ist die sozialpolitische
Quadratur des Kreises. Wollte man die
entstehende Beitragslücke durch Steuer-
mittel schließen, so müssten langfristig
mehr als 60 Prozent des Einkommen-
steueraufkommens in die Rentenversiche-
rung fließen. Woher dann noch die Gelder
für den klimagerechten Umbau der Wirt-
schaft, die Digitalisierung und die Verbes-
serungen bei der Bildung kommen sollen,
bleibt ein Geheimnis. Aber damit nicht
genug: Trotz der absehbaren Belastung des
Sozialstaats durch den demografischen
Wandel sollen auch das Kindergeld, die
Hartz-IV-Leistungen und der Mindestlohn
deutlich angehoben werden. Allen diesen
Vorschlägen ist gemein, dass sie mit zwei
grundlegenden Prinzipien unserer Sozial-
ordnung brechen: der Regelbindung und
der Selbstverwaltung in sozialen Angele-
genheiten. In der Sozialen Marktwirt-
schaft werden sozialpolitische Leistungen
nicht nach Kassenlage und tagespoliti-
scher Opportunität vergeben. Die wich-
tigsten sozialpolitischen Geldleistungen
sind regelgebunden und werden an die
wirtschaftliche und soziale Situation an-
gepasst, ohne dass der Gesetzgeber hier
direkt eingreift. Auch der Mindestlohn ist
keine von der Politik bestimmte Größe,
sondern wird durch ein paritätisch besetz-
tes und wissenschaftlich begleitetes Gre-
mium festgesetzt.
Dieses Modell der Regelbindung und der
sozialen Selbstverwaltung ist ein sozial-
politisches Erfolgsmodell. Es hat sich
nicht nur in der Vergangenheit bewährt,
mit ihm ist Deutschland auch gut durch
die Pandemie gekommen. Denn trotz eines
massiven wirtschaftlichen Einbruchs wur-
den die sozialen Leistungen nicht etwa ge-
kürzt, sondern Renten und Transferzah-
lungen sind sogar gestiegen. Dadurch
wurde die Kaufkraft gestützt und die Kon-
junktur stabilisiert. Umgekehrt bedeutet
das aber auch, dass regelgebundene So-
zialleistungen im Aufschwung etwas hinter
dem Anstieg der Arbeitseinkommen zu-
rückbleiben müssen.
Denn nur so lässt sich die Belastung der
Erwerbstätigen mit Steuern und Sozial-
abgaben begrenzen und der Sozialstaat
nachhaltig finanzieren. Permanente Ein-
griffe der Politik in das Leistungsrecht und
eine zunehmende Steuerfinanzierung der
Sozialversicherung führen nur zu einem
undurchschaubaren Verschiebebahnhof
sozialpolitischer Leistungen und verwi-
schen die Grenzen zwischen beitragsfinan-
zierten Versicherungsleistungen und
steuerfinanzierten Transfers. Letztlich
steht damit die gesellschaftliche Akzeptanz
unseres beitragsfinanzierten Versiche-
rungssystems auf dem Spiel.
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Das denkt die

andere Gewerkschaft
Was erwartet der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB) von der Bundestagswahl?
Ein Gespräch mit dem Bundesvorsitzenden Adalbert Ewen V O N S T E FA N R O C H O W

E
nde September wird der neue
Bundestag gewählt. Bis vor kur-
zem war es die Corona-Pande-
mie, die die Agenden in der

öffentlichen Diskussion und den Talkshows
bestimmte. Grünen-Kanzlerkandidatin An-
nalena Baerbock hat mit der Debatte um
ihren Lebenslauf und Plagiaten in ihrem

lichen Debatte. „Wir wünschten uns eine
größere Technologieoffenheit in der Debat-
te“, sagt der Gewerkschafter. Vor allem mit
Blick auf den Zuliefererbereich sieht Ewen
in den kommenden vier Jahren großen
Handlungsbedarf.

Wer über verstärkte Elektromobilität re-
de, der könne der Debatte um die Energie-

ker zu Veränderungen auf dem Arbeits-
markt. Damit Menschen nicht abgehängt
werden, müsse man stärker auf Bildung set-
zen als bisher. „Uns ist bewusst, dass Bil-
dung in vielen Bereichen Ländersache ist
und der Bund hier wenig Stellschrauben hat
einzuwirken.“, sagt Ewen. Trotzdem hat der
CGB die Einrichtung von Weiterbildungs-

ge zur Schule oder Kita und zurück nicht
unfallversichert. Gleiches gilt für notwendi-
ge, aber nicht unmittelbar arbeitsbezogene
Tätigkeiten wie der Gang zur Toilette oder
zum Zwecke von Essen und Trinken in die
Küche. Hier muss etwas passieren“, fordert
Ewen. Der gesetzliche Unfallversicherungs-
schutz für die Arbeit im Homeoffice müsse
jüngst erschienenen Buch eine Angriffsflä-
che geliefert, die bereitwillig von der Öf-
fentlichkeit aufgenommen wurde. Die wirk-
lichen Herausforderungen für die kommen-
de Legislaturperiode gerieten dabei aber et-
was aus dem Fokus.

Für Adalbert Ewen, dem Bundesvorsit-
zenden des christlichen Gewerkschaftsbun-
des Deutschlands (CGB) gibt es viele The-
men, die in den kommenden Jahren gelöst
werden müssten. Als Dachverband von 14
Berufsverbänden und Gewerkschaften bil-
det er seit dem 19. Jahrhundert ein sich auf
die christliche Soziallehre berufendes,
Gegengewicht zu den damals schon be-
stehenden sozialistischen Gewerkschaften.
In den vergangenen Wochen sei man mit
den Politikern der unterschiedlichsten
Bundestagsfraktionen in den Austausch ge-
treten. Man habe klare Forderungen im
Hinblick auf die kommende Wahl formu-
liert, so Ewen.

Für den Gewerkschaftschef steht das
Thema Klimaneutralität oben auf der Ta-
gesordnung. Für ihn wirft gerade die CO2-
Abgabe viele Fragen auf. Sein Verband sei
sehr stark in der Automobilbranche vertre-
ten. Daher sei der CGB hier am „Puls der
Zeit“. Davon, dass Elektromobilität als der
alleinige Heilsbringer überhöht wird, hält
Ewen wenig. Die Diskussionen würden sehr
einseitig geführt. Auch die kaum problema-
tisierte Ökobilanz der Elektromobilität in
Bezug auf fossile Energierträger und den
hohen Energieeinsatz in der Produktion
von Elektrofahrzeugen gehört zu einer ehr-
versorgung nicht ausweichen. Für Ewen ist
es „schizophren“, wenn auf der einen Seite
klar sei, dass es eine Notwendigkeit der Er-
höhung der Stromversorgung gebe, man
sich von fossilen Energieträgern verab-
schieden möchte, dann aber bei Windkraft
und Photovoltaik den Ausbau verhindere.
Von der Politik erwartet Ewen, dass diese
schnellere Entscheidungswege eröffne.
„Für uns ist das eine Frage des politischen
Wollens und nicht der Möglichkeiten. Man
soll Bremsern vor Ort nicht die juristischen
Möglichkeiten nehmen, sich gegen Ent-
scheidungen zu wehren. Nur ist es wenig
nachvollziehbar, wenn plötzlich in Verfah-
ren immer wieder neue Aspekte eingefügt
werden können, die dann eine Entschei-
dung verzögern. Dieser Missstand muss
dringend behoben werden. Hier müssen
sich die Parteien aber am Ende einig sein.“,
so der CGB-Chef.

Ein weiterer Punkt, der dem CGB am
Herzen liegt, ist die größere Investition der
öffentlichen Hand in die Bereiche Ausbil-
dung und Weiterbildung. Adalbert Ewen
verweist darauf, dass das „Lebenslange Ler-
nen“ ein wichtiger Punkt bleiben wird. Eine
Studie der OECD über die Zukunft des
Arbeitsmarktes kommt zu dem Ergebnis,
dass schon heute 18 Prozent der Arbeits-
plätze durch Automatisierung gefährdet
sind. Bei weiteren 32 Prozent der Jobs liegt
das Risiko, dass Automatisierung und Digi-
talisierung bedeutende Veränderungen im
Arbeitsablauf mit sich bringen, bei 50 bis 70
Prozent. Digitalisierung führt immer stär-
konten vorgeschlagen. Auf diese soll ein
Grundstock an Guthaben eingezahlt wer-
den. Arbeitnehmer könnten dieses Gutha-
ben dann in die eigene Fortbildung investie-
ren. Das es heute meist nur über die
Arbeitslosenversicherung Förderungsmög-
lichkeiten gibt, ist für den CGB unverständ-
lich. Hier brauchte es in der kommenden
Legislaturperiode eine gemeinsame An-
strengung. Ewen wünscht sich die Entwick-
lung einer gemeinsamen Strategie von
Bund, Ländern und Gewerkschaften. In den
gefährdeten Branchen wird nach Ansicht
des Gewerkschaftschefs die Notwendigkeit
größer, gerade Geringqualifizierte erfolg-
reich weiterzubilden. Gerade sie nähmen
deutlich seltener an Bildungsmaßnahmen
teil als Beschäftigte in weniger betroffenen
Branchen. Dabei könnten Fortbildungen
das Risiko verringern, in einem Job zu ver-
harren, der in Zukunft von Computern oder
Maschinen ausgeführt werden kann.

Handlungsbedarf sieht der CGB auch in
den nächsten Jahren beim Thema Arbeits-
zeitgesetz. Gerade die Corona-Pandemie
habe die Möglichkeit der Remote Arbeit, al-
so Fernarbeit, die von jeder Stelle aus erle-
digt werden kann, vor Augen geführt. Ange-
bote, die anfangs aus der Not an Arbeitneh-
mer gemacht wurden, ließen sich nun in
manchen Bereichen nicht mehr einfach zu-
rückfahren. Die Bundesregierung müsse
hier ihre Hausaufgaben machen. „Gerade
die Klarstellung bezüglich des Unfallversi-
cherungsschutz ist wichtig. Nach derzeiti-
ger Rechtslage sind im Homeoffice die We-
dringend rechtssicher geregelt werden.
Ewen sieht die Gefahr, dass in manchen

Bereichen anstelle der Gewerkschaft der
Gesetzgeber trete. Beispielhaft nennt er
hier den gesetzlichen Mindestlohn. Partei-
en würden hier immer wieder Forderungen
nach der Höhe des Mindestlohns im Wahl-
kampf verkünden. Das sieht der CGB skep-
tisch. „Die Festlegung des Mindestlohns
soll Sache der Mindestlohnkommission
bleiben. Gewerkschaften sollen hier nach
wie vor beteiligt bleiben.“, so der Gewerk-
schafter. Tarifautonomie habe nicht ohne
Grund einen Verfassungsrang. Jetzt sei
Wahlkampf und der dürfe auch hart geführt
werden. Danach brauche es aber den Dia-
log. Insbesondere müsse die „reale Wirk-
lichkeit“ im Blick behalten werden. Hier
würden Gewerkschaften gebraucht.

DER CGB

Der CGB ist die Spitzenorganisation
der christlichen Gewerkschaften in
Deutschland. Er versteht sich als
1933 von den Nationalsozialisten auf-
gelösten (christlichen) Deutschen Ge-
werkschaftsbundes. Mit über 280 000
Mitgliedern ist der Christliche Ge-
werkschaftsbund Deutschlands der
drittgrößte Gewerkschaftsdachver-
band. Im CGB sind 14 Einzelgewerk-
schaften zusammengeschlossen.


